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Offener Brief der Internationalen Kampagne 

Die Zeit ist reif: „Freiheit für Abdullah Öcalan - Für einen gerechten Frieden in der 
Türkei“ 

Sehr geehrter Herr Generalsekretär, 
 
die Vereinten Nationen wurden gegründet, um Frieden und Sicherheit zu erhalten sowie 
freundschaftliche Beziehungen zwischen den Nationen zu entwickeln. Wir glauben, dass die 
Missachtung der grundlegenden Menschenrechte, wie sie in der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte und den damit verbundenen internationalen Verträgen definiert sind, eine 
der Hauptursachen für die anhaltenden bewaffneten Konflikte ist, die das Engagement der 
Vereinten Nationen im Sinne einer Lösung erfordern. Wir würdigen Ihr Engagement, 
gewaltsame Konflikte durch Dialog und Verhandlungen zu lösen, sowie Ihre Unterstützung 
für die Friedenskonsolidierung in verschiedenen Ländern, die von bewaffneten Konflikten 
betroffen sind. Daher wenden wir uns mit großen Hoffnungen und Erwartungen an Sie, um 
bei der Lösung eines der ältesten Konflikte der Welt zu helfen, der für schwerwiegende 
Menschenrechtsverletzungen verantwortlich ist.  
 

Die Republik Türkei, ein UN-Mitgliedstaat, stellt eine fundamentale Bedrohung für Frieden 
und Stabilität in der heutigen Welt dar. Unter der Präsidentschaft von Recep Tayyip Erdogan 
ist die Türkei zu einer großen Bedrohung für die regionale und globale Ordnung geworden, 
weil sie eine aggressive Außenpolitik mit direkter militärischer Intervention in verschiedenen 
Konfliktzonen verfolgt und damit gegen internationale Rechtsnormen und -vorschriften 
verstößt. Die expansive Politik der Türkei in Syrien und im Irak sowie die Interventionen in 
Libyen, im östlichen Mittelmeerraum und im Kaukasus haben blutige Konflikte ausgelöst oder 
verschärft und zu zunehmenden Menschenrechtsverletzungen, Verlusten von 
Menschenleben, Vertreibung und Instabilität geführt.  
 

Die Türkei hat wenig Rücksicht auf das Grundprinzip der Souveränität von UN-
Mitgliedsstaaten genommen und hat offen und wiederholt die territoriale Integrität ihrer 
Nachbarn und anderer Länder verletzt. Im März 2018 besetzte die Türkei die kurdische Stadt 
Afrin und umliegende Gebiete in Nord- und Ostsyrien. Da die UNO die türkische Invasion 
nicht als Besatzung verurteilte und keine Maßnahmen ergriff, hat die Türkei ihre 
Besatzungspolitik bis heute fortgesetzt. Im Jahr 2019 besetzte die Türkei die Städte und 
umliegenden Gebiete von Ra's al-Ayn (Serêkaniyê) und Tal Abyad (Girê Spî) in Nord- und 
Ostsyrien. Die Unabhängige Internationale Untersuchungskommission der Vereinten 
Nationen für die Arabische Republik Syrien veröffentlichte am 14. August 2020 einen 25-
seitigen Bericht, in dem sie ihre Erkenntnisse aus den zwischen dem 11. Januar und dem 1. 
Juli 2020 durchgeführten Untersuchungen darlegt. Der Bericht dokumentiert, wie die von der 
Türkei unterstützte Syrische Nationale Armee (SNA) in Afrin und Umgebung möglicherweise 
Kriegsverbrechen wie Geiselnahme, grausame Behandlung, Folter und Vergewaltigung 
begangen hat.  
Die Innen- und Außenpolitik des türkischen Staates ist von Frauenfeindlichkeit, 
Diskriminierung und Unterdrückung geprägt, und der türkische Staat sowie das türkische 
Militär sind bekannt für systematische und schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen 



gegen bedrohte religiöse Minderheiten wie Jesiden, Christen und Aleviten sowie gegen 
Verteidiger der Menschenrechte und der demokratischen Opposition, einschließlich 
derjenigen islamischen Glaubens. Dies sind nur einige Beispiele dafür, wie die Türkei, ein 
UN-Mitgliedstaat, ihre internationalen Verpflichtungen vorsätzlich ignoriert. Allein im letzten 
Jahr haben viele internationale Organisationen, darunter das Europäische Parlament, der 
Europarat, der Europäische Rat, die NATO und die Arabische Liga sowie der UN-
Menschenrechtsrat und internationale Menschenrechtsorganisationen Sondersitzungen 
abgehalten oder Berichte herausgegeben, in denen sie zu Recht den demokratischen 
Rückschritt und die Menschenrechtsverletzungen der Türkei verurteilt haben. 
 

Wir glauben, dass es an der Zeit ist, die Türkei aufzufordern, ihren Verpflichtungen gemäß 
dem humanitären Völkerrecht nachzukommen und insbesondere die UN-Verträge 
einzuhalten, die die Türkei unterzeichnet hat. Die türkische Regierung hat das Kriegsrecht 
erklärt und damit das Völkerrecht in Bezug auf die Kurden in der Türkei außer Kraft gesetzt. 
Die türkischen Streitkräfte greifen ständig und systematisch ungestraft kurdische Gebiete im 
Norden und Osten Syriens sowie im Nordirak an, riskieren dabei das Leben von Zivilisten 
und bauen und unterhalten Stützpunkte und Außenposten in diesen Regionen. Dies ist ein 
eklatanter Verstoß gegen das Prinzip der nationalen Souveränität, das die UNO zu wahren 
versucht. 
 

Seit ihrer Gründung hat die Türkei eine harte und kompromisslose Politik der offiziellen 
Leugnung der Existenz der kurdischen Gesellschaft, ihrer Identität und Kultur betrieben, 
obwohl es die größte nicht-türkische Nation innerhalb der modernen Grenzen der Türkei ist. 
Diese Kampagne der Leugnung und Verfolgung umfasste außergerichtliche Hinrichtungen, 
Entführungen, die Zerstörung von Tausenden von Dörfern und andere 
Menschenrechtsverletzungen. Als direkte Folge dieser Politik brach ein bewaffneter Konflikt 
zwischen den türkischen Streitkräften und der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) aus, der nun 
schon fast vier Jahrzehnte andauert. Dieser Konflikt wurde von vielen spezialisierten 
Organisationen und internationalen Experten, darunter auch dem höchsten Gericht Belgiens, 
als nicht-internationaler bewaffneter Konflikt charakterisiert. Es hat mehrere nationale und 
internationale Initiativen gegeben, diesen bewaffneten Konflikt auf friedliche Weise zu lösen, 
die alle vom Vorsitzenden der PKK, Herrn Abdullah Öcalan, der die PKK 1978 gegründet hat 
und nun seit über 20 Jahren in Isolationshaft sitzt, begrüßt und unterstützt wurden. Herr 
Öcalan, der von Millionen Kurden als legitimer Vertreter der kurdischen Gesellschaft und 
Anführer seines Widerstandes gegen die Unterdrückung durch den türkischen Staat 
akzeptiert wird, spielte von 2013 bis 2015 eine zentrale Rolle in den Gesprächen mit der 
türkischen Regierung über eine friedliche Lösung. Er ist unbestreitbar der Gesprächspartner 
für einen ehrenhaften und effektiven Frieden. Die Freiheit für den Repräsentanten der 
kurdischen Gesellschaft, Herrn Abdullah Öcalan, ist für die Lösung der kurdischen Frage 
unerlässlich.  
 

Für eine friedliche Lösung der kurdischen Frage und im weiteren Sinne für den Schutz der 
Menschenrechte und die Durchsetzung des humanitären Völkerrechts müssen sich die 
Vereinten Nationen mit Herrn Öcalan auseinandersetzen und in einem ersten Schritt die 
Isolation und die unmenschlichen Haftbedingungen, unter denen Herr Öcalan leidet, sofort 
thematisieren und sich für seine sofortige Freilassung einsetzen. 
 

Trotz der kompromisslosen Politik der türkischen Regierung und ihres aggressiven 
Vorgehens gegen diejenigen, die für den Dialog eintreten und Friedensinitiativen fördern, 
fordert die kurdische Gesellschaft weiterhin eine friedliche und demokratische Lösung der 
kurdischen Frage. Im ganzen Land wird die kurdische Gesellschaft mit dem Kriegsrecht 
bestraft und der kurdische Repräsentant Abdullah Öcalan, der wiederholt sein Interesse an 
der Arbeit für Frieden und Gerechtigkeit in der Türkei bekundet hat, wird weiterhin isoliert 
und in Einzelhaft gehalten. Dabei hatte die Umsetzung von Abdullah Öcalans Strategie einer 
demokratischen, geschlechtergerechten Gesellschaft und des Zusammenlebens der 
ethnischen und religiösen Gesellschaften durch die Kurden zu einer neuen Hoffnung auf 
Frieden geführt. 
 



Das Komitee zur Verhütung von Folter (CPT) des Europarats bestätigte unsere 
Behauptungen bezüglich der unmenschlichen Haftbedingungen von Herrn Öcalan in seinem 
Bericht vom August 2020, der eine Diskussion über die Bedingungen des geschlossenen 
Typ-F-Hochsicherheitsgefängnisses Imrali beinhaltete, in dem dieser seit 1999 festgehalten 
wird. Hinsichtlich der Bedingungen auf Imrali wurde ein totales Verbot von Kontakten mit der 
Außenwelt (einschließlich Korrespondenz mit den Anwälten) über alle im Imrali-Gefängnis 
inhaftierten Gefangenen verhängt, was zu einer Art von Incommunicado-Haft führte. Das 
CPT stellte fest, dass „ein solcher Zustand nicht akzeptabel ist und eindeutig gegen 
verschiedene relevante internationale Menschenrechtsinstrumente und -standards verstößt“. 
Das türkische Gesetz über den Vollzug von Strafen und Sicherheitsmaßnahmen (LESSM) 
wurde vom CPT als grundlegend mangelhaft befunden und sollte nicht nur in Bezug auf das 
Imrali-Gefängnis, sondern für das gesamte Gefängnissystem überarbeitet werden. Alle 
Anträge von Anwälten und fast alle Anträge von Familienangehörigen, Herrn Öcalan zu 
besuchen, wurden seit Oktober 2014 abgelehnt. Dies stellt eine klare Verletzung der 
grundlegenden Menschenrechte dar. Wir erinnern an den Bericht des UN-
Sonderberichterstatters Juan Méndez an die UN-Generalversammlung im Oktober 2011, in 
welchem er feststellte, dass Isolationshaft „der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe gleichkommen kann, wenn sie zur Bestrafung 
eingesetzt wird“, und alle Länder aufforderte, diese Praxis zu verbieten, außer unter sehr 
außergewöhnlichen Umständen, wo sie so kurz wie möglich eingesetzt werden sollte. Das 
CPT forderte die türkischen Behörden erneut auf, das Haftregime, das in den türkischen 
Gefängnissen auf Häftlinge angewandt wird, die zu einer schweren lebenslangen 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, im Lichte der in den Absätzen 82 bis 84 des Berichts über 
den Besuch 2013 dargelegten Grundsätze vollständig zu überarbeiten, da die derzeitigen 
Haftbedingungen in der Türkei gegen die Standard-Mindestregeln der Vereinten Nationen für 
die Behandlung von Gefangenen (Nelson-Mandela-Regeln) verstoßen. 
 
Sehr geehrter Herr Generalsekretär! 
 
Um des Friedens und der Stabilität in der Türkei und der Region willen bitten wir Sie, den 
OHCHR-Ausschuss gegen Folter zu aktivieren, um die Haftbedingungen von Herrn Abdullah 
Öcalan im Rahmen der UN-Konvention gegen Folter und andere grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, die von der Türkei 1998 unterzeichnet und 
ratifiziert wurde, unverzüglich zu untersuchen und zu behandeln. Wir bitten Sie auch, Ihre 
ganze Autorität als UN-Generalsekretär zu nutzen, um sich für die sofortige Freilassung des 
kurdischen Volksführers Abdullah Öcalan einzusetzen. In dieser kritischen Phase fordern wir 
die UN-Generalversammlung nachdrücklich auf, eine Initiative zur Ermöglichung von 
Friedensgesprächen zu starten und die Türkei aufzufordern, ihre völkerrechtlichen 
Verpflichtungen einzuhalten. 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
Mahmoud Patel 
Vorsitzender 
KHRAG - Kurdish Human Rights Action Group 
E-Mail: sakhrag@gmail.com  
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